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Hinweise zur Antragsstellung

•	 Die Antragstellung und Bewilligung der Förderung müssen vor 	

	 Beginn der Maßnahme erfolgen.

•	 Dem Förderantrag wird zugestimmt, wenn alle Voraussetzun-	

	 gen erfüllt sind und die Fördermittel in dem laufenden Kalen-	

	 derjahr noch nicht aufgebraucht sind. 

•	 Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt nach vollständiger 	

	 Ausführung der Arbeiten (Auszahlungsantrag).

•	 Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Eigentümergemei- 

	 schaften sowie weitere Akteure, etwa Vereine und Unter- 

	 nehmen.

•	 Die Begrünungsmaßnahme muss freiwillig erfolgen (es darf 	

	 keine Verpflichtung zur Begrünung zum Beispiel aufgrund 		
	 einer kommunalen Satzung bestehen).

•	 Die Förderung ist nicht mit weiteren Förderprogrammen 			 

	 kombinierbar.

•	 Geförderte Maßnahmen müssen mindestens 10 Jahre ab 		

    Fertigstellung unterhalten und erhalten werden.

Weitergehende Infos, die jeweiligen Regelungstexte sowie 

die Ansprechpartner bei Fragen finden Sie im Internet unter:

www.saarbruecken.de/begruenungsprogramm

www.saarbruecken.de/begruenungsprogramm

Begrünungs-
programm
Saarbrücken soll  

noch grüner werden
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Die Landeshauptstadt hat im Jahr 2022 eine Begrünungs-Satzung 

für Neubauvorhaben, sowie eine Förderrichtlinie zur Dach- und 

Fassadenbegrünung zur Entsiegelung bestehender Flächen und 

zum Rückbau von Schottergärten ins Leben gerufen. 

Grünes Licht für begrünte Flächen

Dachbegrünung Spange Rathaus Saarbrücken

Die sogenannte Begrünungs-Satzung verpflichtet im Falle eines 
neuen Bauvorhabens zur Begrünung von Freiflächen, bestimmten 
Dach- und Fassadenflächen sowie von Parkplätzen. Das Anlegen 
sogenannter Schottergärten ist untersagt. Flache und flach ge-
neigte Dächer ab einer Größe von 30 qm und geschlossene Fassaden-

teile mit einer Größe von mindestens 100 qm pro Fassadenseite 

müssen begrünt werden. Bei der Schaffung von Parkplätzen gilt 
u.a., dass pro angefangene vier Parkplätze mindestens ein Baum 

zur Beschattung gepflanzt werden muss. 

Begrünungs-Satzung

Begrünungs-Förderung

Mit der Förderrichtlinie sollen finanzielle Anreize zur Begrünung 
von bereits bestehenden Flächen geschaffen werden. Gefördert 
werden u.a. die Entsiegelung und Begrünung von Flächen sowie 

die Begrünung bestimmter Dach- und Fassadenflächen. Die 
Förderrichtlinie gilt für das gesamte Gebiet der Landeshauptstadt 

Saarbrücken, das in zwei Fördergebiete aufgeteilt ist. Im stärker 

versiegelten Innenstadtbereich ist die Förderung höher als in den 

Außenbereichen.

 

Die Förderhöhe richtet sich nach der jeweiligen Maßnahme, der 

Intensität der Begrünung sowie dem jeweiligen Fördergebiet. Sie 

beträgt höchstens 50 % der Kosten bei einer maximalen Förder-

summe von 7.500 €. 

Liebe Saarbrückerinnen und Saarbrücker,

wir leben in einer grünen Stadt mit hohem Waldanteil. Jedoch wird 

aufgrund des Klimawandels auch in Saarbrücken die Herausforde-

rung stetig größer, ein erträgliches Mikroklima trotz steigender Tem-

peraturen, Hitze, Trockenheit und veränderter Niederschlagsmus-

ter zu sichern. Unser Begrünungsprogramm stellt einen wichtigen 

Baustein auf dem Weg zur sogenannten klimaresilienten Stadt dar. 

Der Freiflächen- und Gebäudegestaltung kommt eine hohe Bedeu-
tung zu, da sie direkt vor Ort eine Wirkung auf das lokale Klima 

entfalten kann. Begrünte Flächen auf Hausdächern und in den 

Gärten sind eine gute Möglichkeit, der Natur zusätzlich Raum zu 

geben und die Lebensqualität für alle in der Stadt zu steigern. Denn 

Bäume, Pflanzen und Grünflächen kühlen die sie umgebende Luft 
ab und reduzieren dadurch Belastungen durch Hitze in den Sommer-

monaten. Darüber hinaus kann Regenwasser großflächiger vom 
Boden aufgenommen werden, wodurch die Kanalisation bei Stark-

regen entlastet wird. Mehr Begrünung schafft außerdem Lebens-

raum für Pflanzen und Tiere. Mit unserer Begrünungs-Satzung 
und unserer Begrünungs-Förderrichtlinie schaffen wir daher einen 
nachhaltigen Beitrag zur Klimawandelanpassung, zum Arten-

schutz und für mehr Lebensqualität in der Stadt. Einen schnellen 

Überlick über die Inhalte der Satzung und mögliche Fördermaß-

nahmen finden Sie auf der nächsten Seite, weitergehende Infor-
mationen erhalten Sie auf der Internetseite der Landeshauptstadt 

Saarbrücken.

Freundliche Grüße,

Ihr Uwe Conradt								        Ihre Barbara Meyer

Oberbürgermeister							       Bürgermeisterin
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Satzung  

über die Gestaltung von Freiflächen sowie 

Flachdach- und Fassadenflächen in der Lan-

deshauptstadt Saarbrücken 
 

(Begrünungssatzung BGrüS) 

 
Ziel dieser Satzung ist es, den Anteil an begrünten Dachflächen- und Fassadenflächen und be-

grünten Freiflächen in der Landeshauptstadt Saarbrücken zu erhöhen. Als Ermächtigungsgrund-

lage dient § 85 Absatz 1 Nummer 3 der Saarländischen Landesbauordnung (LBO).  

 

Aufgrund § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (KSVG) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 27. Juni 1997 (Amtsblatt I S. 682), zuletzt geändert durch Artikel 60 des Gesetzes 

vom 8. Dezember 2021 (Amtsblatt I S. 2629) und der §§ 85 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 der Landes-

bauordnung (LBO) vom 18. Februar 2004, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 

März 2022 (Amtsblatt I S. 648) hat der Stadtrat der Landeshauptstadt Saarbrücken in seiner Sit-

zung vom 24.05.2022 folgende Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 Räumlicher und sachlicher Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung gilt im gesamten Gebiet der Landeshauptstadt Saarbrücken für die unbebau-

ten Flächen einschließlich der unterbauten Freiflächen der bebauten Grundstücke und für die 

äußere Gestaltung baulicher Anlagen. Diese Satzung regelt weiterhin die Begrünung von 

Dachflächen von Flachdächern und flach geneigten Dächern sowie die Begrünung von Bau-

werksfassaden. Die Satzung ist auf alle neuen Bauvorhaben anzuwenden. Sie gilt für neue 

Bauvorhaben, die einer Genehmigung bedürfen, wenn diese nach Inkrafttreten der Satzung 

beantragt wurde. Sie gilt für neue Bauvorhaben, die genehmigungsfrei sind, wenn diese nach 

Inkrafttreten der Satzung begonnen wurden. Für vorhandene Freiflächen der bebauten Grund-

stücke gilt die Satzung, wenn diese nach Inkrafttreten der Satzung neu angelegt oder in ihrer 

Gestaltung grundlegend verändert werden. 
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(2) Festsetzungen in rechtsverbindlichen Bebauungsplänen sowie in Vorhabens- und Erschlie-

ßungsplänen und städtebaulichen Satzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB), die abwei-

chende Regelungen treffen, sowie höherrangige Rechtsvorschriften gehen dieser Satzung 

vor. Die Regelungen anderer örtlicher Bauvorschriften der Landeshauptstadt Saarbrücken 

und der Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Saarbrücken gelten uneingeschränkt ne-

ben dieser Satzung. 

(3) Die Belange des Naturschutzes, des Brandschutzes und des Denkmalschutzes bleiben un-

berührt.  

(4) Ersatzpflanzungen, die nach der Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Saarbrücken als 

Nebenbestimmung zur Baugenehmigung für eine Neuerrichtung bestandskräftig angeordnet 

worden sind, werden auf die nach den Vorgaben dieser Satzung gem. § 3 erforderlichen Pflan-

zungen angerechnet. 

§ 2 Grundsätze / allgemeine Anforderungen 

(1) Die in dieser Satzung geregelten Begrünungen sind fachgerecht herzustellen und dauerhaft 

zu erhalten. Abgängige Pflanzen sind in der darauffolgenden Pflanzperiode zu ersetzen. Die 

Herstellung der hier geregelten Begrünungen hat spätestens in der auf die Fertigstellung des 

Bauvorhabens nachfolgenden Pflanzperiode zu erfolgen.  

(2) Im Rahmen der Begrünung ist die Verwendung von gebietsfremden Arten, die invasiv sind, 

nicht zulässig.  

(3) Zum Vollzug der Satzung ist ein aussagekräftiger Lageplan mit den Bauantragsunterlagen 

vorzulegen. Bei verfahrensfreien Vorhaben ist ein solcher nach Aufforderung vorzulegen. 

 
§ 3 Gestaltung der unbebauten und unterbauten Flächen der bebauten Grundstücke 

(1) Die nicht überbauten Flächen einschließlich der unterbauten Freiflächen der bebauten Grund-

stücke sind unter Berücksichtigung vorhandener Gehölzbestände vollständig mit natürlicher 

Vegetation zu begrünen und mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen, soweit diese Flächen 

nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt werden. Es sollen standortgerechte Gehölze 

verwenden werden. Dabei ist pro voller 200 m² unbebauter und unterbauter Fläche mindes-

tens ein Laubbaum mit einem Mindeststammumfang von 14 cm zu pflanzen.  

(2) Das Anlegen von Splitt-, Kies- und Schotterflächen abseits von zulässigen Wegen, Terrassen, 

Traufbereichen, Fahrspuren oder Stellplätzen sowie der Einbau von wasserundurchlässigen 
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Folien sind nicht zulässig. Pflanzflächen können bis zu 20% mit natürlich vorkommenden mi-

neralischen Feststoffen kombiniert werden. Ausgenommen sind Gartenteiche und andere 

künstlich angelegten Gewässer. 

(3) Zufahrten, Zuwegungen und Stellplätze sind auf ein notwendiges Mindestmaß zu beschrän-

ken. Sie sind, soweit die Art der Nutzung und der Untergrund es zulassen, wasserdurchlässig 

herzustellen.  

§ 4 Tiefgaragen und Stellplätze 

(1) Die Decken von Tiefgaragen mit mehr als 100 m² Fläche, deren Fußböden im Mittel mehr als 

1,30 m unter der Geländeoberfläche der Erschließungsstraße liegen, müssen als Freifläche 

nutzbar sein und intensiv begrünt werden, d.h. Substratfläche muss eine Mindesthöhe von 

0,25 m aufweisen.  

(2) Die Dachflächen von Tiefgaragenzufahrten sind mit einer mindestens extensiven Dachbegrü-

nung zu versehen.  

(3) Unter Gebäuden, Terrassen, Zufahrten, Zuwegungen, Straßen und Plätzen liegende Tiefga-

ragen und Dächer von Tiefgaragen mit Dachstellplätzen sind für diese Bereiche (Stellplätze 

und deren Erschließungsflächen) von dieser Regelung ausgenommen.  

(4) Nicht überdachte Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind pro angefangener 4 Stellplätze mit min-

destens einem Laubbaum mit einem Mindeststammumfang von 14 cm zu bepflanzen. Die 

Baumstandorte sind so zu wählen, dass sie die Stellplätze zweckmäßig verschatten. Für Stell-

plätze, die über die gesetzlich erforderliche Anzahl hinausgehen, sind mindestens 1 Laub-

baum pro 2 Stellplätze anzupflanzen.  

(5) Rückschnitte der Baumkronen sind unter Einhaltung gesetzlicher Vorgaben bis zu 20% der 

Gesamtkrone zulässig. 

 

§ 5 Dach- und Fassadenbegrünung 

(1) Dachflächen von Flachdächern und flach geneigten Dächern bis 15° sind ab einer Mindest-

größe von 30 m² Dachfläche dauerhaft zumindest extensiv zu begrünen. Bei einer Substrat-

stärke von mindestens 10 cm ist die herzustellende Vegetation als artenreiche Gras-Kräuter-

gesellschaft flächendeckend auszubilden und dauerhaft zu unterhalte 

(2) Haustechnische Anlagen, Tageslicht-Beleuchtungselemente, Dachstellplätze und Dachterras-

sen sind bis zu einem Flächenanteil von insgesamt 30 Prozent der jeweiligen Flachdachfläche 

zulässig. Die Nutzung von Flachdachflächen für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien 
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unterliegt in Kombination mit einer extensiven Dachbegrünung keiner Flächenbeschränkung. 

Eine Pflicht zur Begrünung entfällt unter flach auf dem Dach angebrachten Anlagen zur Nut-

zung der Sonnenenergie. 

(3) Wenn die vorgesehene Nutzung von Flachdächern und flachgeneigten Dachflächen eine 

Dachbegrünung nicht zulässt, kann eine Abweichung von der Verpflichtung zur Dachbegrü-

nung zugelassen werden, wenn zusätzliche Fassadenbegrünung oder Baumpflanzungen an-

gelegt werden. 

(4) Unter besonderer Berücksichtigung der Architektur und der örtlichen Verhältnisse sind groß-

flächige Außenwände baulicher Anlagen ab einer geschlossenen Fassade pro Gebäudeseite 

von über 100 m² oder 10 m geschlossener Fassadenlänge mit ausdauernder Vertikalbegrü-

nung auszustatten. Dies gilt insbesondere für Industrie- und Gewerbegebäude. Fassaden von 

Parkhäusern sind unabhängig von der Art und der Größe der Fassade zu begrünen. 

§ 6 Abweichungen 

(1) Von den Vorschriften dieser Satzung kann auf begründeten schriftlichen Antrag hin eine Ab-

weichung zugelassen werden, wenn die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu einer 

offenbar nicht beabsichtigen Härte führen würde und die Abweichung mit den öffentlichen Be-

langen und den allgemeinen Zielsetzungen dieser Satzung vereinbar ist. Geeignete, ange-

messene Ausgleichmaßnahmen werden von der Aufsichtsbehörde nach Einzelfallprüfung ge-

fordert. 

(2) Von den Vorschriften dieser Satzung kann nach der jeweils geltenden Fassung des § 68 LBO 

abgewichen werden. 

 

§ 7 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig nach § 87 Abs.1 Nr.1 LBO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Bestim-

mungen dieser Satzung zuwiderhandelt. Die Regelungen des § 6 bleiben davon unberührt.  

 

§ 8 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Begründung 

Zur Satzung über die Gestaltung von  
Freiflächen sowie Flachdach- und Fassaden-
flächen in der Landeshauptstadt Saarbrücken 
(Begrünungssatzung BGrüS) 
 

ALLGEMEINES 

 

In Städten und Ballungsräumen ist der Nutzungs- und damit Bebauungsdruck durch zunehmende Nachver-
dichtung und einen hohen Grad an Neuversiegelung verhältnismäßig hoch. 
Vor dem Hintergrund sich zunehmend verschärfender Umwelteinflüsse ist die Gestaltung und hier insbeson-
dere die Begrünung von Siedlungsräumen von großer und wachsender Bedeutung. Neben klimatischen Ver-
änderungen ist parallel eine fortschreitende Abnahme der Artenvielfalt zu verzeichnen. Dies wird von der Be-
völkerung als existenzbedrohend wahrgenommen.  
In dicht besiedelten und damit großflächig versiegelten Räumen der Landeshauptstadt sind diese negativen 
Veränderungen des Ökosystems entsprechend dem hohen Nutzungsdruck vielfach höher als im weniger 
dicht besiedelten Umland Saarbrückens.  
Damit kommen der Sicherung von Lebensräumen und der Schaffung neuer Lebensräume für Fauna und Flo-
ra sowie der Minimierung negativer Auswirkungen des Baugeschehens sowohl auf den Klimahaushalt als 
auch die Lebensräume (Habitate) in urbanen Räumen eine besondere Bedeutung zu. 
 

Die Schaffung begrünter Flächen – grüner Lebensräume – hat innerhalb des Stadtgebietes eine multifunktio-
nale Wirkung. Neben der gestalterischen Aufwertung des Stadtgebietes durch die Begrünung von nicht be-
bauten Flächen wird eine Verbesserung der Lebensqualität durch Aufwertung von Arbeits- und Wohnräumen 
sowie die Schaffung attraktiver Freizeit- und Erholungsräume erreicht. Je nach Lage der begrünten Fläche 
wird diese als lärmmindernd empfunden. Grünflächen sind Lebensräume, die im besiedelten Raum nicht nur 
für den Menschen, sondern auch für die Tier- und Pflanzenwelt wertvollen Rückzugsraum im Umfeld intensiv 
genutzter anthropogener Strukturen bieten. Für Fauna und Flora sind Grünflächen im urbanen Raum wichtige 
Biotope für den Bestandserhalt, die umso mehr Tier- und Pflanzenarten beherbergen je besser sie vernetzt 
und je vielfältiger sie strukturiert sind. Größe und Nutzungsintensität sind ebenso für den Wert dieser Habitate 
entscheidend.  
 

Im Hinblick auf das Stadtklima bedeutet die Begrünung von Dächern und unbebauten Flächen gleichzeitig die 
Schaffung von Strukturen, die den Klimahaushalt positiv beeinflussen. Begrünte Flächen, d.h. Vegetations- 
und vor allem mit Gehölzen bestandene Flächen tragen zur Verbesserung der klimatischen und lufthygieni-
schen Situation bei. Durch eine vergleichsweise hohe Verdunstungsrate im Bereich des Bodens (Evaporati-
on) und der Blattoberflächen (Transpiration) erhöhen sie die Luftfeuchtigkeit, reduzieren an heißen Tagen die 
Lufttemperatur bzw. die Temperaturmaxima, spenden Schatten, begünstigen eine erstrebenswerte nächtliche 
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Abkühlung und sorgen damit für ein erholsames Lokalklima. Zudem filtern sie Stäube bzw. auch Schadstoffe 
und produzieren Sauerstoff bei gleichzeitigem Verbrauch des Verbrennungsgases Kohlendioxid. Die Begrü-
nung von Dächern und Fassaden trägt nachweislich zur Kühlung der Umgebung und Verbesserung des 
Mikroklimas bei. Zudem leisten sie einen Beitrag zur Regenwasserrückhaltung, wodurch das Risiko von 
Überschwemmungen bei Starkregenereignissen reduziert wird. 
 

Ziel der vorliegenden Satzung ist die Begrünung von Frei- und Dach- sowie Fassadenflächen in qualitativ 
abgestufter Form in Abhängigkeit von der zur Verfügung stehenden Flächengröße. Damit sollen versicke-
rungsfähige bzw. wasserspeichernde Flächen gesichert, respektive geschaffen werden. So werden die 
Schutzgüter Boden und Wasser in ihrer ökologischen Funktion erhaltend und gestärkt. Gleichzeitig dienen 
diese Flächen der heimischen Flora und Fauna als zusätzlicher Lebensraum. Dies erhält und stärkt die biolo-
gische Vielfalt in der Stadt. Ebenso können Gründächer in verdichteten Innenbereichen, je nach ihrer Ausfüh-
rung und Ausstattung mit Strukturelementen, verloren gegangene natürliche Habitate teilweise ersetzen. Die 
Versiegelung weiterer Flächen soll künftig auf das notwendige Minimum reduziert werden. Entsiegelungen 
sollten durchgeführt werden, wenn dies die Zweckbestimmung der Fläche erlaubt. 
Durch Begrünung nicht überbauter Flächen sollen die Ökosystemleistungen dieser Flächen zurückgewonnen 
bzw. reaktiviert werden. Gleichzeitig wird damit das Erscheinungsbild einzelner Grundstücke und damit des 
Stadtgebietes insgesamt aufgewertet. 
 

 

 

ZU DEN EINZELNEN VORSCHRIFTEN 

 

 

Zu § 1 - Räumlicher und sachlicher Geltungsbereich 

 

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Ortsgesetzes. 
 

Demnach sind nach Absatz 1 bei Neubauvorhaben im Rahmen der erstmaligen Gestaltung und bei einer we-
sentlichen Umgestaltung der betroffenen Freifläche im vorhandenen Bestand alle Grundstücksflächen von 
Baugrundstücken, die nicht für bauliche Anlagen genutzt werden, zu begrünen oder zu bepflanzen. Der Neu-
bau von Gebäuden ist in der Regel mit Umgestaltungen von nicht überbauten Flächen verbunden und daher 
ein Ansatzpunkt für die Regelungen dieses Ortsgesetzes. 
Absatz 1 stellt ausdrücklich klar, dass die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes bereits bestehenden 
oder genehmigten Gebäude mit Flachdachflächen von der Begrünungspflicht nach § 5 ausgenommen sind. 
Bei nachträglichen baulichen Änderungen (z. B. Umbauten, Sanierungen) besteht eine Pflicht zur Begrünung 
der Dachfläche, sofern nachträgliche Anpassung der Statik nicht notwendig oder nicht als unverhältnismäßig 
anzusehen ist.  
Wird an bestehenden Gebäuden zukünftig ein Gebäudeteil auch in statischer Hinsicht vollständig neu errich-
tet und der Schwellenwert der neu geplanten Flachdachfläche von 30 m² entsprechend § 5 Absatz 1 über-
schritten, ist diese entsprechend zu begrünen 

Darüber hinaus eröffnet auch eine wesentliche Umgestaltung von Grundstücksflächen, ggf. unabhängig von 
einem Neubau von Gebäuden, die Möglichkeit und insoweit die Verpflichtung, nicht (mehr) für bauliche Anla-
gen benötigte Freiflächen zu entsiegeln und zu begrünen. Zur Auslegung des unbestimmten Rechtsbegriffes 
der Wesentlichkeit wird auf das entsprechend nach § 57 Absatz 4 LBO des Saarlandes mögliche Anpas-
sungsverlangen im genehmigten Bestand Bezug genommen. 
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Nach Absatz 1 sind ebenfalls Flachdachflächen im Rahmen des Neubaus von Gebäuden oder Gebäudetei-
len, Nebenanlagen sowie von Tiefgaragen und deren überdachten Zufahrten zu begrünen. 
 

Absatz 2 

 

Festsetzungen in rechtsverbindlichen Bebauungsplänen sowie in Vorhabens- und Erschließungsplänen ge-
hen dieser Satzung vor. Enthalten Bebauungspläne zu den hier geregelten Inhalten keine oder nur allgemei-
ne Aussagen, sind die Bestimmungen dieser Satzung anzuwenden. In diesen Fällen ist zu differenzieren zwi-
schen der Begrünung von unbebauten Flächen, Garagen, Stellplätzen sowie Dach- und Fassadenbegrünung. 
Vorrangige Vorgaben in einem Bebauungsplan zu einem dieser Begrünungsbereiche führen nicht zum Entfall 
der Begrünungspflicht in einem der anderen Begrünungsbereiche. 
 

 

Zu § 2 - Grundsätze / allgemeine Anforderungen 

 

Absatz 1 

 

Ziel der Satzung ist die langfristige und nachhaltige Begrünung von nicht überbauten Flächen sowie den ge-
nannten Dach- und Fassadenflächen. Aus diesem Grund sollen die Pflanzungen fachgerecht, das heißt von 
mittlerer Art und Güte nach den Regeln der Technik, ausgeführt und unterhalten werden. Die Durchführung 
durch ein Fachunternehmen ist nicht notwendig. Abgängige Pflanzen sind zeitnah in der darauffolgenden 
Pflanzperiode, regelmäßig also im Frühjahr oder Herbst, zu ersetzen. Orientierung können hier die Richtlinien 
der Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. geben. 
 

Absatz 2  
 

Durch invasive, d.h. sehr konkurrenzstarke oder anpassungsfähige und sich damit erfolgreich verbreitende 
Arten ist das Gefährdungspotenzial für unsere heimische Tier- und Pflanzenwelt dann besonders hoch, wenn 
es sich um gebietsfremde Arten handelt, an die das heimische Ökosystem nicht gewöhnt ist. Um die weitere 
Ausbreitung solch invasiver Arten, die in Deutschland bzw. Europa nicht heimisch sind,  zu unterbinden, muss 
deren Verwendung unterbunden werden. 
 

Absatz 3  
 

Ein aussagekräftiger Lageplan enthält alle relevanten Angaben gemäß § 3 BauVorlVO (3) Nr. 1, 3, 4, 5, 6, 8, 
9, 10, 11, 12. 
 

 

Zu § 3 - Gestaltung der unbebauten und unterbauten Flächen der bebauten Grundstücke 

 

Absatz 1 

 

Absatz 1 regelt ein Mindestmaß an Begrünung und konkretisiert die Erfordernisse aus § 10 Abs. 1 LBO. Für 
zu pflanzende Gehölze liegt eine beispielhafte Auswahlliste bei. Standortgerecht sind Gehölze, sobald ihre 
Ansprüche in Bezug auf Stadtklima (z.B. Hitze, Trockenheit, Wind, Rückstrahlung), Boden, Licht und Raum-
bedarf den Standortbedingungen entsprechen. Die o.g. Auswahlliste ist als Beispielliste zu verstehen und 
bietet lediglich Empfehlungen ohne auf die Form der Begrünung und der Artenauswahl in die individuelle Ge-
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staltungsfreiheit von Eigentümern und Nutzungsberechtigten einzugreifen. Ziel der Beispielliste ist eine Bera-
tung und Aufklärung im Rahmen der Verwendung von Pflanzen hinsichtlich Wuchs, Größe, Herkunft und 
Klimaresistenz.  
Die Begrünung oder Bepflanzung kann durch Aussähen, Anpflanzen oder Zulassen der natürlichen Vegeta-
tionsentwicklung erfolgen.  
Gemäß Satz 3 sind pro voller 200 m² unbebauter und unterbauter Fläche mindestens ein Laubbaum zu pflan-
zen. Bemessungsgrundlage ist die Summe der nicht überbauten Flächen eines Grundstückes. 
Gesetzlich geforderte Ersatzpflanzungen können auf die in § 3 Abs. 1 geforderten Baumpflanzungen ange-
rechnet werden. 
 

Absatz 2 

 

Die Anlage solcher versiegelter Flächen ohne nennenswerten Bewuchs („Schottergärten“) soll aus Gründen 
des Umweltschutzes unterbunden werden. Diese Flächen sind als Lebens- und Nahrungsraum für die meis-
ten der heimischen Tier- und Pflanzenarten ohne Bedeutung. Weiterhin wirken sich solche überwiegend ver-
siegelten Flächen negativ auf das Mikroklima aus, verstärken den Hitzeeffekt in Siedlungsräumen und führen 
zur Reduzierung der Luftfeuchte.  
Gemäß Satz 2 wird die Anlage von Pflanzflächen in Kombination mit mineralischem Material bis zu einem 
Flächenanteil von 20 % zugelassen, um Lebensraum für speziell an diese besonderen Standortbedingungen 
angepasste Tier- und Pflanzenarten bereit zu stellen. Die Anlage von Teichen und sonstigen Gewässern unter 
Verwendung von Folien und Gesteinsmaterial ist weiterhin möglich. 
 

Absatz 3 

 

Der Flächenverbrauch durch Versiegelung ist aus Gründen des Boden- und Grundwasserschutzes auf ein 
Minimum zu reduzieren. Weiterhin sind durch Herstellung von wasserdurchlässigen Belägen von Zufahrten, 
Zuwegungen und Stellplätzen, wo der Untergrund und die Art der Nutzung dies zulassen, die Auswirkungen 
auf die Schutzgüter Boden und Grundwasser zu verringern. Hier anfallendes Regenwasser kann zumindest in 
eingeschränktem Maße weiterhin versickern und wird so dem natürlichen Wasserkreislauf wieder zugeführt. 
Zu beachten ist die Verordnung über die Versickerung von Niederschlagswasser in Wasserschutzgebieten. 
 

 

Zu § 4 - Tiefgaragen und Stellplätze  
 

Absatz 1 

 

In Absatz 1 wird festgelegt, dass die Decken von Tiefgaragen zu begrünen sind, da sie zu einer Erhöhung des 
Versiegelungsgrades beitragen. Mit der Begrünung von Tiefgaragendächern soll den negativen Auswirkungen 
von Flächenversiegelung entgegengewirkt werden. Darüber hinaus dient die Begrünung  der ökologischen 
und gestalterischen Aufwertung, der Schaffung von Erholungsräumen sowie der Minderung negativer klima-
ökologischer Auswirkungen und der Verbesserung des Wasserhaushaltes.  
Mit der Festlegung in Satz 1, dass die Überdeckung von Tiefgaragen mit mindestens 25 cm fachgerechtem 
Bodenaufbau zu erfolgen hat, soll eine wirkungsvolle, dauerhafte Begrünung sichergestellt werden.  
 

Absatz 2 

 

Die Regelung umfasst die Verpflichtung zur Begrünung von Tiefgaragenzufahrten. 
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Absatz 3 

 

Mit der Regelung wird klargestellt, unter welchen Bedingungen Dächer von Tiefgaragen von der Begrünungs-
pflicht ausgenommen werden. 
 

Absatz 4 

 

In Satz 1 werden mit dieser Regelung die Erfordernisse aus § 47 Abs. 7 LBO konkretisiert. Art und Umfang 
der Bepflanzung sind aus Gründen der Verwaltungsprinzipien Transparenz, Angemessenheit der Maßnahme 
und Gleichbehandlung schon seit Jahrzehnten in Bauplanungs- und –genehmigungsverfahren mit 1 Laub-
baum-Hochstamm je 4 (Außen-) Stellplätze festgelegt. 
Gesetzlich geforderte Ersatzpflanzungen können nicht auf die Stellplatzbäume angerechnet werden. 
Großflächig versiegelte Stellplatzanlagen, insbesondere aus Asphalt, tragen in besonderem Maße zu einer 
thermischen Belastung in den warmen Sommermonaten bei. Um einer übermäßigen Belastung entgegen zu 
wirken, regelt Satz 2, dass die Baumstandorte so zu wählen sind, dass sie die Stellplätze zweckmäßig vers-
chatten. 
Zum Ausgleich für die übermäßige Versiegelung von Flächen in Form von Stellplätzen, die über die gesetzlich 
geforderte Anzahl hinausgehen, wird die Pflanzung von zusätzlichen Bäumen in Satz 3 gefordert. Diese kön-
nen auch der Verschattung von Zufahrten oder anderweitig versiegelter Flächen dienen.  
 

Absatz 5 

 

Ein Kronenrückschnitt um bis zu 20 % wird durch anerkannte Regelwerke als gerade noch für den Baum ver-
träglich betrachtet. Von der Baumkrone sollen also 80 % der Größe, die vor dem Rückschnitt vorhanden war, 
bestehen bleiben. Im Fall von Rückschnitten an Gehölzen sind 39 (5) BNatSchG, § 44 BNatSchG sowie die 
Vorgaben der BSchS zu beachten. 
 

 

Zu § 5 - Dach- und Fassadenbegrünung 

 

Absatz 1 

 

Absatz 1 legt fest, ab welcher Dachneigung und Dachgröße Dächer zu begrünen sind. Flachdächer (0 – 5 
Grad) oder leicht geneigte Dächer (5 – 15 Grad) eignen sich besonders gut für eine Dachbegrünung. I.d.R. 
sind technische Vorkehrungen zur Aufnahme der Schub- und Erosionskräfte ab 15 Grad Dachneigung nötig. 
Eine Pflicht zur Begrünung beginnt mit einer Dachgröße von 30 m². Von dieser Regelung sind auch Dachflä-
chen von baulichen Nebenanlagen erfasst.  
Die Richtlinie für die Planung, Ausführung und Pflege von Dachbegrünungen der Forschungsgesellschaft 
Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. in Bonn (kurz: FLL-Dachbegrünungs-Richtlinie) wird zur Orien-
tierung empfohlen. 
 

 

Absatz 2 

 

In Satz 1 wird die Einschränkung formuliert, dass eine Begrünung auf bis zu 70 Prozent der Flachdachfläche 
erfolgen muss, um ohne Nutzungskonflikte bei ganzheitlicher Planung der Dachflächengestaltung auf maxi-
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mal 30 Prozent der Dachfläche ergänzend auch haustechnische Anlagen, Tageslicht-Beleuchtungselemente 
und Dachterrassen zu ermöglichen. Das prozentuale Verhältnis ist erforderlich, um deutlich zu machen, dass 
die Dachbegrünung gegenüber anderen Nutzungen den größeren Flächenanteil ausmachen muss. Satz 2 
erlaubt eine flächenmäßig uneingeschränkte Nutzung der Dachflächen für erneuerbare Energien, sofern sie 
mit extensiver Dachbegrünung kombiniert wird. Die energiewirtschaftliche Nutzung der Dachflächen schließt 
eine Begrünung nicht aus. In den vergangenen Jahren wurden technische Lösungen entwickelt, die die Vor-
teile der beiden Umwelttechniken miteinander verbinden. Der Ertrag der Photovoltaikanlage kann bei einer 
gleichzeitig vorhandenen Dachbegrünung gesteigert werden, da sich die Dachfläche, unter anderem durch 
die Verdunstungskühlung der Pflanzen, weniger stark aufheizt. Lediglich bei flach auf dem Dach aufgebrach-
ten PV-Anlage ist eine darunterliegende Begrünung des Daches nicht möglich und daher nicht verpflichtend. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


